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Erfolgsbilanz für das neue Kindergartengesetz

„Letzte Probleme in Partnerschaft ausräumen“

Private Kindergartenträger dürfen Gemeinden nicht überfordern

Wernau. Eine insgesamt positive Bilanz für die vor elf Monaten neu geregelte Kindergartenfinanzierung zog der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Dr. Christian O. Steger heute bei einer Tagung in Wernau. „Es hat sich bewährt, über Kindergartenfragen in den Städten und Gemeinden zu entscheiden,“ sagte Steger.

Nur in knapp 20 von insgesamt 7.000 Einrichtungen sei die kommunale Förderung noch ungeklärt. In den wenigen Einzelfällen, in denen es zwischen privaten Kindergartenträgern und Gemeinden noch kein Einvernehmen über die Förderung gebe, müsse eine konstruktive Lösung gefunden werden. Dazu trage die Tagung heute in Wernau bei, an der rund 150 kommunale Vertreter teilnehmen.

„Ich bin überzeugt davon, dass Träger und Gemeinden die letzten Probleme in Partnerschaft ausräumen können, wenn sie sich an den heute präsentierten Beispielen orientieren,“ sagte Steger. Bei der von den Kommunalen Landesverbänden unter Beteiligung von Sozialministerin Tanja Gönner veranstalteten Tagung wurden Lösungen für die in Einzelfällen noch offene Förderung von Kindergärten mit überörtlichem Einzugsgebiet vorgestellt.

Absage an weiter gehende gesetzliche Vorgaben

„Wir müssen zu einvernehmlichen Regelungen im Rahmen des Gesetzes, nicht darüber hinaus, kommen. Damit verbinde ich eine klare Absage an eine weiter gehende gesetzliche Regelung,“ sagte Steger.

Der Gemeindetag befürworte eine Kostenbeteiligung der Wohnsitzgemeinden für den Besuch von Kindern in Einrichtungen mit gemeindeübergreifendem Einzugsgebiet. Als Einstieg in die Beteiligung solle von dem Betrag ausgegangen werden, den die Gemeinden aus der Refinanzierung durch die geänderte Finanzausgleichsregelung für jedes Kind bekommen.

Bei dem Betrag von derzeit 50 Euro pro Jahr könne es sich aber nur um die Untergrenze eines Korridors handeln. Bei der Höhe der auszuhandelnden Kostenbeteiligung solle in jedem Fall die Finanzsituation der Einrichtung vor der Gesetzesänderung mit den jetzigen Verhältnissen verglichen werden.

’Mir gäbbet nix’ ist nicht das letzte Wort

Der Gemeindetag, so Steger, verstehe sein Engagement nicht als Einmischung in örtliche Verhandlungen. Letztendlich müsse das den Gemeinderäten überlassen bleiben. „’Mir gäbbet nix’ kann nicht das letzte Wort sein,“ mahnte Steger. „In gemeinsamer Verantwortung für unsere Kinder sollten solidarische, interkommunale Lösungen möglich sein, wenn die vorhandenen Strukturen nicht an Gemeindegrenzen enden.“

„Überörtliche Kindergärten, die bei der Bedarfsplanung und Bezuschussung eine völlige Gleichstellung mit den örtlichen, meist kirchlichen Kindergärten verlangen, überfordern die Gemeinden. Im Gesetzgebungsverfahren war eine Absicherung gegen Schlechterstellung bei gleichen Verhältnissen zugesagt, keineswegs eine Besserstellung. Das wäre auch nicht gerechtfertigt,“ stellte Steger klar.

Bedarfsrückgang erfordert Planung

Städte und Gemeinden hätten ein Interesse an vielfältigen Betreuungsangeboten. In Anbetracht des bereits absehbaren Rückgangs der Kinderzahlen und des örtlich unterschiedlichen Bedarfs könne es keine unbegrenzte Bestandsgarantie für bestimmte Einrichtungen geben. Das aktuelle Kindergartengesetz habe die dafür notwendigen, unverzichtbaren Planungs- und Steuerungsmöglichkeiten erst geschaffen.
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